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Abkiirzungsverzeichnis

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

SPAG Schweizerische Public Affairs Gesellschaft

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

WBF Eidgendssisches Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung
SGV Schweizerischer Gewerbeverband

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

SSPA Société Suisse de Public Affairs

PME petites et moyennes entreprises

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
USAM Union suisse des arts et métiers
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Im Marz erfolgte im Raume Bern, nicht zuletzt auch im Hinblick auf die Abstimmung
Uber die «Stadt-Land-Initiative», die Griindung des Hausvereins Schweiz, welcher im
Sinne eines alternativen Hauseigentimerverbands die Interessen jener Boden- und
Wohnungsbesitzer wahrnehmen will, welche Hé&user und Land vornehmlich zum
Eigengebrauch und nicht zur Kapitalanlage halten. Die neue Organisation beabsichtigt
die Schaffung eines Modellmietvertrags auf Grundlage der sogenannten Kostenmiete,
die Beratung seiner Mitglieder Uber den umweltschonenden Unterhalt der
Liegenschaften, die Entwicklung neuer Konzepte zur Eigentumsféorderung und die
Erarbeitung von Vorschlagen zu einer steuerlich differenzierten Behandlung von
«spekulativem» und  «nichtspekulativem»  Bodenbesitz. Der Schweizerische
Hauseigentimerverband bekundete keine Angst vor der neuen Konkurrenz und
betonte, dass die Mehrheit seiner 124'000 Mitglieder mit der Zielgruppe des
Hausvereins identisch sei und er auch deren Anliegen vertrete. !

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbande
Verbande

Nachdem die Schweizerische Public Affairs Gesellschaft (SPAG) 2014 ihre Standesregein
verschéarft hatte und fortan alle Mitglieder verpflichtet waren, ihre Mandate auf der
Webseite offenzulegen, erflllten nach Ansicht des Vorstands einige Mitglieder diese
Vorgabe rund zwei Jahre spater immer noch nicht. Im April 2016 forderte der Verband
samtliche Mitglieder auf, bis Mitte des Monats ihre Online-Profile zu aktualisieren und
so ihre Mandate transparent zu machen. Anfang Juni ermahnte der Verband 18
Mitglieder, dass sie die Liste ihrer Mandate vervollstandigen sollen - wilrden sie ihrer
Pflicht bis Ende Juni nicht nachkommen, wiirden sie vom Verband ausgeschlossen. Fur
den rund 200 Mitglieder zdhlenden Dachverband der Lobbyisten wére dies ein Verlust
von fast 10 Prozent seiner Mitglieder gewesen. In einer Medienmitteilung am 1. Juli gab
die SPAG bekannt, dass fiinf Mitglieder aus dem Verband ausgeschlossen wurden, weil
diese ihr Profil innerhalb der gesetzten Frist nicht aktualisiert hatten. ?

Industrie, Handel und Unternehmer

Die Niederlage in der Abstimmung Uber die Unternehmenssteuerreform Il (USR IlI)
brachte die kampagnenfiihrenden Wirtschaftsverbande, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteiprasidentin Petra Gossi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbanden. Einzelne
Wirtschaftsverbénde hatten in der Bevdlkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbande zwar «reichlich Geld», aber das Gespur verloren hatten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gesplr verortete Gdssi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstande in der Wirtschaft aufzeigen zu kénnen. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfahrte», fragte GoOssi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttduscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform Il wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gossi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Flhrung tbernehmen mussten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die FUhrung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Prasident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Ruhl 6ffentlich zu wenig
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présent seien, um das Vertrauen der Bevdlkerung gewinnen zu kénnen. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-FUhrung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze winsche und ihm ein Wechsel im Fihrungsstab in dieser
Hinsicht gelegen kéme. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenfihrung vom Dachverband getrennt werden solle - eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-IlI-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsforderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbénde gegeben. Wirden das Lobbying und
die Kampagnenflihrung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, kdnnten sie sich
gegenseitig beschadigen, so Schwarz, weil Lobbying persdnliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschéaften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenfihrung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft gepruift habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR Ill werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Ruhl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgfaltig analysieren musse. Sicher wolle man bei
zuklnftigen Kampagnen vermehrt die persoénliche Betroffenheit bei den Stimmburgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR Il gelungen sei, so Ruhl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevolkerung
herzustellen, musse fortgeflihrt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Personlichkeiten wie alt Bundesratin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dirften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenfihrung zurtckzuftihren sei. Ein Rucktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. °

Der Swissmem-Direktor Stefan Brupbacher sah sich im Juni 2019 mit dem Vorwurf
konfrontiert, bereits vor seinem Amtsantritt bei Swissmem, als er also noch
Generalsekretar beim WBF war, dem Industrieverband vertrauliche Angaben Uber
einen Antrag Aebi (svp, BE) betreffend die Handhabung von Palmoélimporten zugespielt
zu haben, der fur eine damals noch bevorstehende Sitzung der APK-NR im Jahr 2018
zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und Indonesien
traktandiert war.

Geméss Medienberichten wollte sich Andreas Aebi (svp, BE) im November 2018 per
Antrag in der APK-Sitzung um erneut strengere Bestimmungen bezuglich der Palmaol-
Importe im Freihandelsabkommen mit Indonesien bemihen, nachdem die Auflagen im
September bereits im Sténderat nach Annahme einer Motion verscharft worden waren.
Laut Basler Zeitung hatte eine Annahme des Antrags von Aebi den Abschluss des
Freihandelsabkommens erschwert und «gravierende Folgen fur die Swissmem-
Unternehmen und die Ubrige Exportwirtschaft» gehabt. Zwar zog Aebi letztlich seinen
Antrag an der besagten Sitzung im November wieder zurlick, dass Brupbacher aber
Swissmem bereits vor der Behandlung des Antrags in der Sitzung vor dessen Inhalt
warnte, sorgte schliesslich fur den Eklat: Die Presse berichtete Uber einen Mailwechsel
zwischen Brupbacher und dem damaligen Interimsdirektor von Swissmem, Jean-Philipp
Kohl, der nur wenige Tage vor der Sitzung stattgefunden hatte. Dem Tages-Anzeiger
zufolge, welcher Auszige aus der Korrespondenz verdffentlichte, bezeichnete
Brupbacher darin den Antrag Aebis als «desastros» und betonte, es gelte, den «einen
oder anderen Parlamentarier aus CVP und SVP» von den negativen Auswirkungen des
Antrags zu Uberzeugen. Kohl dankte daraufhin Brupbacher und fragte nach, ob denn
«alle anderen in der Kommission» entweder «clean» oder bereits «hoffnungslos
verloren» seien. Angeblich erhielten mehrere CVP-Politiker sodann Mails von Kohl,
worin sie darum gebeten wurden, mogliche Verscharfungen betreffend das
Freihandelsabkommens zu bekampfen.

Mit seinem Verhalten, so der im Sommer 2019 laut gewordene Vorwurf, habe sich
Brupbacher bereits vorsorglich fur seinen zuklnftigen Arbeitgeber eingesetzt und
dadurch «zahlreiche Punkte des Verhaltenskodexes des Bundespersonals» wie etwa die
Ausstandspflicht bei Befangenheit oder die Geheimhaltungspflicht verletzt. Gegenlber
den Medien bezeichnete auch APK-Prasidentin Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
nach Bekanntwerden des Vorfalls das Vorgehen Brupbachers als «nicht akzeptabel»
und im November 2019 eréffnete die Bundesanwaltschaft gar ein Strafverfahren gegen
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den heutigen Verbandsdirektor. Brupbacher selbst sei sich laut NZZ keiner Schuld
bewusst - auch gelte die Unschuldsvermutung -, denn die Traktandenliste fir die
diskutierte Sitzung von 2018 sei «breit bekannt» und der «Widerstand gegen das
Freihandelsabkommen>» kein Geheimnis gewesen. *

Trois associations quittent la faitiere Economiesuisse. En effet, Swiss Retail, Auto
Suisse et Avenergy sentent que leurs intéréts ne sont plus pris en compte au sein
d'Economiesuisse, qui donne selon eux priorité aux industries pharmaceutique et
financiere au détriment des PME. Ces retraits font perdre trois membres influents a
|'association faitiere de I'économie. Swiss Retail, dont les membres réalisent un chiffre
d'affaire annuel de 19 milliards de francs et emploient au total 46'000 collaborateurs,
représente les intéréts du commerce de détail suisse, a I'exception de Coop et Migros.
Auto Suisse regroupe les importateurs automobiles, dont Amag, pour un chiffre
d'affaire annuel de plus de 10 milliards de francs. Enfin, Avenergy défend les
préoccupations des importateurs de combustibles et carburants liquides.

Swiss Retail veut a I'avenir s'engager de maniere plus directe pour défendre les intéréts
de ses membres dans la sphére politique, ceci notamment suite aux fermetures de
magasins imposées par la politique sanitaire de la Confédération durant la pandémie de
Covid-19. D'autres divergences sont apparues avec la faltiére, au niveau par exemple
des prises de position sur l'initiative pour des multinationales responsables.

Du cbété d'Auto Suisse et d'Avenergy, les conflits avec leur association centrale
s'établissent principalement au sujet de la politique climatique. Durant les négociations
pour la loi sur le CO2, Economiesuisse s'est prononcée en faveur d'une taxe sur la
benzine et le diesel. Cela a été la goutte qui fait déborder le vase pour les deux
associations. Avenergy a décidé de rejoindre I'USAM, dont Auto Suisse est également
membre et qui serait plus a méme de représenter les intéréts de la branche a ses yeux.

Chez Economiesuisse, on regrette ces départs, tout en soulignant que malgré les
intéréts parfois divergents des membres, chacun peut exprimer ses intéréts et
préoccupations grace a la structure démocratique de I'organisation.

La responsabilité revient néanmoins a l'organisation faitiere de I'économie, selon le
Tages Anzeiger, qui met en avant quatre raisons pour expliquer ces départs. Tout
d'abord, le processus de décision au sein de l|'association ne serait pas assez
transparent. De plus, Economiesuisse n'arriverait plus a trouver des positions
communes qui auraient le soutien de tous ses membres et représenterait avant tout les
intéréts de quelques grosses entreprises. Enfin, elle se concentrerait depuis plusieurs
années sur des campagnes politiques onéreuses, mettant sur la touche un lobbying
actif et cohérent, qui pourrait influencer la politique économique plus tét au cours du
processus législatif. ®

Raumplanung und Wohnungswesen

Die Mieterverbande aus der Deutsch- und der Westschweiz sowie aus dem Tessin
schlossen sich im Berichtsjahr zu einer Dachorganisation zusammen, die den
bisherigen Schweizerischen Mieterverband ablést. Dessen bisherige Prasidentin Anita
Thanei (sp, ZH) trat als Préasidentin zurlick, blieb aber im Vorstand des neuen
Dachverbands, dem Martina Carobbio (sp, Tl) vorsteht. ¢
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